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Reformdiskussionen über Alterssicherungssysteme werden weltweit gefiihrt. In
manchen L;indern sind die Pensionsrefonnen in Vorbereitung, in den anderen
werden durchgetlihrte Systemänderungen - vor allem in Lateinamerika und Mit-
tel- und Osteuropa - überarbeitet. War anfangs die treibende Kraft der Reformen
die Weltbank und der Internationale Währungsfonds, steht das Rdormthemajetzt
auch auf der Agenda der Europäischen Union.

Kurz vor der tatsächlichen Realisierung der gemeinsamen europ;iischen Wäh-
rung, legt die Europäische Union die neuen strategische Phne fur die kommen-
den zehn Jahre fest. 1m Gipfel von Lissabon wurde das Ziel formuliert, die EU
zum wettbewerbsfiihigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum
der Welt zu machen (ECFIN/228/2001). Daneben soll ein dauerhaftes Wirt-
schaftswachstum zu mehr und besseren Arbeitsptitzen fiihren und der soziale Zu-
sammenhalt soll gestärkt werden. Alles in allem geht es darum, den langfristigen
Strukturwandel und die Folgen der alternden Bevölkerung zu bewältigen.

Konkret formuliert die Kommission die zukünftigen Herausfordenmgen in drei
Schritten. Von der Erhaltung der Expansion von Wirtschaft und I3eschäfbgung
(kurzfristige Aufgabe) über bessere Grundlagen für künftiges Wachstum und Be-
sclüftigung (mittelfristige Aufgabe) bis hin zum Einstellen auf die Folgen der Be-
völkerungsalterung (langfristige Aufgabe). I)ie Mitgliedstaaten müssen Strategien
entwickeln wn mit einer alternden Bevölkerung fertig zu werden. Diese Strategi-
en sind gemeinsam mit den Stabilitäts- bzw. Konvergenzprogramrnen vorzulegen
und sollen auch im Rahmen einer multilateralen Überwachung geprüft werden
(ECFINI22812001).

Reformzwang Demographie (Die Demagogie mit der Demographie)

Die demographische Entwicklung in den meisten Ländern der Europäischen Union
ist dergestalt, dass immer mehr ältere Menschen immer weniger Kinder gegen-
überstehen. Auch die Anzahl der I3evölkerung ün erwerbstahigen Alter wird in
den nächsten Jahren stark riicktiufig sein.

Waren 1980 noch rund 20% der österreichischen Bevölkerung unter 15 Jahre
alt, so sind es gegenw;irtig 17,2'X, (EU-15 17,9%), die Zahl der Kinder ist nicht
nur in relativen sondern auch in absoluten Zahlen rückläufig. Im selben Zeitraum
erhöhten sich die Aufwendungen der Familienbeihilfe um knapp 50% auf rund 37
Mrd. Schilling. Auch wenn im europ;iischen Vergleich die österreichische Famili-
enforderung als sehr generös bezeichnet werden muss, werde die steigenden Aus-
gaben für eine rückläufige Kinderzahl in einem anderen Licht gesehen als die
steigenden Ausgaben nir eine steigende Pensionszahl. Die Aufwendungen fur Kinder
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bedeuten Zukunftsinvestitionen, während die Pensionszahlungen als Belastungen
präsentiert werden, also »unproduktive Ausgaben« die unangemessene Belastun-
gen der Aktivgeneration und der Wirtschaft bedeuten.

Mit Beginn der 70er Jahre sank die Geburtenziffer in der EU-15 unter das
Reproduktionsniveau (also das »Bestanderhaltungsniveau« das derzeit bei 2,OS Kin-
der pro Frau läge). Die gleichzeitig steigende Lebenserwartung ftihrte und fuhrt
zu einer Verschiebung der Altersstruktur hin viel zitierten »Alterung« der Bevöl-
kerung. Nach den vorliegenden demographischen Prognosen wird sich diese Ver-
schiebung in den kommenden Jahrzehnten weiter fortsetzen. Diesem Wandel kann
lt. Kommission »...mit keiner vertretbaren politischen Maßnahme gegengesteuert
werden.« (KOM(2000) 622, S.5). Als Maßzahl fur diese demographische Ent-
wicklung dient der Altenquotient, das Verhältnis der über 64-Jährigen zur Bevöl-
kerung im erwerbsfahigen Alter.

Allerdings sind die demographischen Prognosen nicht so stabil wie gemeinhin
angenommen wird. Die Bevölkerungsprojektion 1999 ftir Österreich zeigte einen
Altenquotient (60-Jährige und Ältere je 1.000 15- bis unter 60-Jährige) ftir 2050
von 723, die Projektion 2000 ergab einen Quotient von nur mehr 660. Die Pro-
jektionen von Eurostat weichen ihrerseits erheblich von den österreiehischen ab.
Für 2050 berechnete die EU eine Altenquote von 577 (KOM (2000) 622, S. 7),
die entsprechende Quote (über 64-Jihrige im Verhältnis zu den 20-64-Jährigen)
auf Gnmdlage der Österreichprojektion beträgt nur 525. In den Prognosen spie-
geln sich die unterschiedlichen Annahmen bezüglich Lebenserwartung, Fertilität
und Migration bzw. die Unsicherheiten einer Prognose über 50 Jahre wieder.

Da nicht alle Personen im erwerbsfahigen Alter auch beschäftigt sind und nicht
alle Personen im pensionsfahigen Alter Pensionen beziehen bzw. Personen auch
mehrere Leistungen erwerben können, wird mittels Pensionsquote eine etwas ge-
nauerer Betrachtung angestellt. Mit der Pensionsquote - sie lag in Österreich im
Jahr 2000 bei 619 - ist das Verhältnis von sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigungsverhältnisse und Anzahl der ausbezahlten Pensionen abgebildet. Für die
zukünftige Ausgabenentwicklung ist diese Maßzahl ebenfalls unzureichend, da sie
weder über das Volumen der Beitragseinnahmen oder Ausgaben Auskunft gibt.

Die Zunahme des demographischen Altenquotienten wird jedenfalls als ein
Hauptfaktor fiir die Notwendigkeit drastischer Pensionsrefonnen, die von der
Europäischen Kommission gefordert werden, genommen. Alle RdoDnen müssen
langfristig eine >angemessene< Altersversorgung sicherstellen, welche die Gesund-
heit der öffentliehen Finanzen als oberstes Ziel verfolgen. Weiters muss eine >ge-
rechte Lastenverteilung< zwischen den Generationen vorhanden sein. Nach An-
sicht der Kommission kann nur dadurch kann das Vertrauen in die vorhandenen
Rentensysteme wieder gestärkt werden.

Nachdem also die staatlichen, umlagef1nanzierten Pensionsversicherungssyste-
me jahrelang von den Versicherungsunternehmen und Banken - mit wohlwol-
lender Duldung der politischen Entscheidungsträgern - krank geredet worden
sind, wird nun das Vertrauen wieder ges6rkt. Obwohl die umlagef1nanzierten
Pensionssysteme angeblich » ... die Auswirkungen der Alterung unmittelbar und
eindeutig zeigen ... « (KOM(2000) 622, S8), sollte es durch rasche Refonnen ge-
lingen, die Sicherheit der Renten langfristig aufrecht zu halten. Gleichzeitig sug-
gerieren viele Studienl und allen voran Medienberichte2, dass bei einem Refonn-
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versagen der demographische Prozess in Europa zu unzumutbar hohen Sozialver-
sichenmgsbeiträgen bzw. Lohnnebenkosten tlihrt, der mit negativen Auswirkun-
gen auf den Wirtschaftsstandort einhergeht. Damit kann aber Europa nicht zum
wettbewerbsfj.higsten WirtschaÜsraum ausgebaut werden, Pensionsrefonnen werden
daher als unumgänglich gesehen.

Reformzwang: Gesunde öffentliche Finanzen

Nachdem die meisten Staaten der Europäischen Union den Stabilitätspakt erftil-
len\ wird unter der Bezeichnung Qualität der öffentlichen Finanzen eine noch
engeres Korsett der Staatsfinanzen angepeilt (ECFIN/228/2001). Zu Beginn der
90 Jahre war die Senkung der Defizite bis hin zu Budgetüberschüssen noch mit
der Notwendigkeit argumentiert, fiir Rezessionsphasen Handlungsspielraum zu
schaffen. Mit den Zielen die in Lissabon und Stockholm festgelegt wurden, ist
eine weitere Verringerung der Staatsverschuldung vorgesehen. Damit werden
positive Wirkungen auf die Zinsen erwartet, was zu einem >crowding in< also der
Substitution von Staatsinvestitionen durch Privatinvestitionen, und damit zu einer
weiteren Senkung des Schuldenstandes, fiihren soll. Insgesarnt ist das Ziel, dass
konjunkturbereinigte Haushalte Budgetüberschüsse erzielen, damit der demogra-
phische Strukturwandel bewältigbar wird.

Zur Verwirklichung der Ziele von Lissabon und Stockholm sind folgende Schrit-
te auf nationaler Ebene umzusetzen: (1) Beschäftigungsfreundlichere Steuer- und
Leistungssysteme, mittels Verringerung der Abgabenbclastung vor allem fiir Ge-
ringverdienende; (2) Umschichtung der Staatsausgaben hin zu Sach- und Hu-
mankapital; (3) Verbesserung der Mechanismen, die eine Kontrolle der Staatsaus-
gaben ermöglichen; (4) Gesunde öffentliche Finanzen durch eine Erhöhung der
Erwerbsbeteiligung und eine rasche Rückführung des Schuldenstands sowie Ren-
tenrdonnen in Richtung Ausbau kapitalgedeckter Betriebspensionen (zweite Säule)
und Privatpensionen (dritte Säule); (5) Weitere Koordinierung der Steuerpolitik
(ECFIN /228/2000).

Die Verringerung der Abgabenquote bedeutet ftir umlagefinanzierte Pensions~
systerne eine Aushöhlung der Beitragsgrundlage, die genannte Umschichtung der
Staatsausgaben reduziert ebenfalls das Volumen der Pensionsfinanzierung. Obwohl
die steigenden Pensionszahlen von der EU prognostiziert werden, verfolgen die
meisten der genannten Schritte explizit keine Verbesserung der Alterssicherungs-
systeme. Genau das Gegenteil ist der Fall: die unproduktiven Sozialausgaben müs-
sen reduziert werden bzw. den >produktiven< Privatinvestitionen weichen.

Lediglich das Lissabonner Ziel der Erwerbsquotenerhöhung bis zumjahr 2010
auf 70% (Männer) bzw. 60% (Frauen) sowie auf 50% fiir Personen im Alter von
55-64 Jahre stellt eine Sürkung der ßeitragsgrundlagen für die öffentlichen Pensi-
onssysteme dar.

Kllr,wechsel3/2001



Kur,wechsd 312001

76 Christine Mayrhuber

Ansätze der neo-liberalen Pensionspolitik

Alterung und zukünftige Pensionsausgaben
Die Rentenausgaben der EU-15 lagen 19984 bei 12,6% des BIP. Insgesamt ent61-
len rund 45% der gesamten Sozialausgaben der EU auf die Altersversorgung. Itali-
en hat die höchsten Ausgaben gefolgt von Österreich, I~rankreieh und den Nie-
derlanden (Amerini 2001). In der veröffentlichten politischen Diskussion -
insbesondere auf EU-Ebene ~ werden diese Sozialausgaben aber nicht als Wohl-
standsindikatoren gesehen, sondern vielmehr als hohe Belastung der Aktiven und
der kommenden Generationen.

Im Februar 2000 beauftragte der ECOFlN das Economic Policy COllnnittee
(EPC) Simulationen über die Entwicklung der öffentlichen Pensionsausgaben in
den kommenden fiinfJahrzehnten anzuf'.'rtigen. Gemäß dieser Berechnungen ist
imJahr 2030 mit einem Maxirnum an Pensionsausgaben zu rechnen, da dann die
Baby-Boom Generation das Pensionsalter erreicht. Anschließend kommt es wie-
der zu einer Abflachung der Ausgaben. Zwischen 2000 und 2030 ist ein durch-
schnittliches Ausgabenwachstum von 2,8% bis zu 4,1% prognostiziert5.

Im selben Zeitraum erhöht sich der Altenquotient um +65%! Das Ziel kon-
stanter Pensionsaufwendungen (gemessen am BIP) in den nächsten Jahrzehnten
bedeutet eine drastische Verarmung der Pensionistinnen und Pensionisten gegen-
über den Erwerbstätigen bzw. den Kapitalbesitzern. Ein durch Wirtschaftswachs-
tum steigendes Volkseinkommen führt bei konstanten staatlichen Pensionszah-
lungen zu steigenden Lohnquoten - und viel wahrscheinlicher noch zu steigenden
Gewinnquoten - und damit zu einer steigenden Ungleichheit in der Einkom-
mensverteilung zwischen Aktiven und Pensionistinnen. Die von der EU betrie-
bene Wachsturnspolitik ist kein Synonym fiir Sozialpolitik auch wenn sie diesen
Eindruck vennitteln will. Auch fordert die Vollbeschäftigung nicht per se den
angestrebten sozialen Zusammenhalt (COMI2000/379), die hier die Verteilungs-
frage nicht gestellt wird.

Wenn der soziale Zusammenhalt und die Annutsreduktion eine Ziel der EU
ist, dann dürfte nicht die Reduktion der Sozialausgaben gefordert werden. Viel-
mehr müssten Mindeststandards über die Höhe der Sozialausgaben in bestimmten
Bereichen eingefiihrt werden, die von der Gemeinschaft sanktionierbar sind.

Monokausalitäten und fehlende wirtschaftliche Zusammenhänge
Die kommende politische Herausforderung, wie sie von der EU gesehen wird, ist
die demographische Verschiebung. Andere Faktoren, welche ebenfalls das Sozial-
versicherungssystem betreffen, bleiben weitgehend ausgeblendet (Zunahme der
Teilzeitbeschäftigung, Niedriglöhne in Teilen des Service-Sektors etc. (Nickel,
2(00)). Prekäre Job über lange Phasen des Atbeitslebens bedeuten im Alter, das
die Ausgaben fiir Sozialhilfe - sozusagen die Pensionssäule Null- ebenfalls steigen
werden InÜssen.

Die demographische Begründung notwendiger Pensionsrefonnen ignoriert auch
den Zusammenhang zwischen Pensionsaufwendungen und Produktivitätsentwick-
lungen. Im Gegensatz zur demographischen Prognose steht die Produktivitätsent-
wicklung in den kommenden Jahrzehnten kaum im Mittelpunkt der Zukunfts-
analysen. Ein Produktivitätswachstum von realistisch erreichbaren 2'X, p.a. und
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eine produktivitätsorientiert Lohnpolitik fiihrt zu Reallöhnen imJahr 2030 (2050)
die um das 1,S-fache (2,7-Üche) höher liegen als heute. Selbst bei einem geringe-
ren Einkommenswachstum von 1,5'J1,p.a. lägen die Reallöhne des Jahres 2050
um das 1,4-fache über den derzeitigen Reallöhnen.

Die prognostizierten steigenden Beitragsleistungen tlir die ArbeitnehmerInnen
blenden die Wechselwirkung der Produktivitätsentwicklung auf die Arbeitsein-
kommen und damit auf die Beitragsgrundlagen aus. Vielmehr wird suggeriert,
dass die Belastungen seitens der Pensionsaufwendungen je Arbeitsstunde rascher
anwachsen wird als die realen Brutto-Stundenlöhne. Die zukünftigen Pensions-
zahlungen sind aber nicht aus dem gegenwärtigen Einkommen zu entrichten, son-
dern aus dem zukünftigen höheren Einkommen. Die von der EU gezeichneten
Finanzierungskatastrophen ignorieren diesen volkswirtschaftlichen Grundzusam-
menhang, um Pensionskürzungen und eine PrivatisierungsofTensive argumentie-
ren zu können. Ausschlaggebend tlir das öffentliche Alterssichenmgssystem ist,
dass die Produktivität und die Reallöhne stärker wachsen als der zukünftige AI-
tenquotient (Memo-Forum, 20(0).

Die R.efonnpläne der EU sehen eine Stärkung der betrieblichen und privaten
Altersvorsorge vor. Also entgegen dem Argurnent, dass die Belastung der Beschäf-
tigten mit Sozialabgaben in vielen Lindern ohnehin zu hoch sei, resultiert der
Ausbau der zweiten und dritten Säule im Pensionssystem automatisch in höheren
Beiträgen rur der ArbeitnehmerInnen. Die jüngste Rentenreform in Deutschland
zeigt deutlich die verteilungspolitische Schieflage der neu eingeführten obligatori-
schen Privatversicherung. Der zukünftige Beitragssatz (Arbeitgeber und Arbeit-
nehmerInnen) soll auf 22,9% gesenkt werden, also auf 11,5% tlir jede Seite. Die
Arbeitnehemerlnnen haben aber zusätzlich 2,5% in eine obligatorische Privatver-
sicherung einzubringen, ihr Beitragssatz steigt somit auf 14%. Dieses Beispiel ist
syrnptomatisch tlir den neoliberalen Refonndiskurs auf europäischer Ebene: Was
rnit Konsolidierung der Alterssichemng argumentiert wird, führt zu einer Um-
verteilung der ,Alterungskosten' zu Lasten der Beschäftigten und Pensionistinnen
bzw. zugunsten der Unternehmen. Diese Privatisierung der Altersvorsorge kommt
auch großen institutionellen Investoren auf den Finanzmärkten sehr entgegen.

Das neoliberale Paradigma in der Pensionsdiskussion

Die EU Kommission hat das Ziel der Vollbeschäftigung wieder zunl Thema ge-
macht und damit anerkannt, dass soziale Wohlfahrt nicht den Kräften des Marktes
überlassen bleiben kann (Stabilitäts- und Wachstumspakt). Mit dern Ziel der Voll-
besch;iftigung wurde der ursächliche Zusammenhang zwischen Pensionsfinanzie-
rung und Arbeitsmarkt deutlich hervorgehoben. Die Maßnahmen zur Vollbe-
schäftigung unterscheiden sich jedoch von jenen Maßnahmen die nach dem 2.
Weltkrieg gesetzt wurden. Vollbesch;iftigung soll mit ,sozialer Modernisierung'
erreicht werden und zwar über Flexibilisierung und Deregulierung der Arbeits-
märkte und Jobs und durch niedrigere und nach unten flexible Löhne. Ein weite-
res Modernisierungsmerkmal ist die Reduktion der Sozialleistungen bzw. die Stär-
kung der Eigenverantwortlichkeit der Lohnabhängigen. Geringere Löhne fiihren
zu geringeren Sozialversicherungseinnahmen verstärken durch den Druck, der von
der Gesundheit der öffentlichen Finanzen ausgeht, Ausgabenkürzungen. Die Pro-
grammatik der EU bewegt sich zwischen der Forderung nach einern hohen Maß
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an sozialer Sicherheit (COM (2000) 379) und dem Ziel der gesunden öffentlichen
Finanzen (ECFIN 122812001):
• Die Beschäftigungspolitik verfolgt eine Erhöhung der Beschäftigungsquoten

auch im Hinblick auf die Pensionsfinanzierung. Beschäftigungsquoten von 50%
der 55-64-Jährigen zögern Pensionsübertritte hinaus und haben damit positive
Wirkungen auf die I3eitragsgrundlagen zur Sozialversicherung und reduzieren
durch die aufgeschobene Pension die Pensionszahlungen.

• Die europäische Ge1dpolitik ist einzig der Preisstabilität verpflichtet. Die Be-
kämpfung der Inflation ist auf den Ansatz der NAIRU (non-accelerating infla-
tion rate of unemployment) zurückzufUhren6 (Memorandum 2000). Fällt die
Arbeitslosigkeit unter ein definiertes NAIRU Niveau, muss Geldpolitik das
I3eschäftigungsniveau anpassen, auch wenn dies zu einer Rezession ftihren kann.
Liegt die Arbeitslosigkeit über dern definierten Niveau, dann muss ein Umbau
der Arbeitsmärkte in Richtung Flexibilisierung (beispielsweise die Löhne) statt-
finden und/oder der Druck auf Arbeitslose (beispielsweise Leistungskürzun-
gen) erhöht werden. Der Erfolg dieser Politik lässt sich an der niedrigen Infla-
tionsrate (auf Kosten der stark gestiegenen Arbeitslosenrate in allen Ländern
der EU) ablesen.

• Fiskalpolitik unterliegt dem Zwang der Budgetüberschüsse bzw. Schuldenre-
duktion. Die unterschiedlichen Steuer- und Abgabensysteme bedeuten ftir die
Kommission die Gefahr einer Mobilität der Steuerbemessungsgnmdlagen also
einer Abwanderung der Wirtschaftsunternehmen in Länder mit geringeren Steu-
er- und Abgabenquoten (KOM(2000) 622). Um dem entgegen zu wirken er-
folgt in den rneisten Linder der EU Steuersenkungen im I3ereich der Unter-
nehmens- und auch Einkommensbesteuenmg.

• Für die Lohnpolitik ist ein negativer Zusammenhang zwischen Lohnhöhe und
Beschäftigung unterstelle (ECFlNI22HI2001). Neben einer produktivitätsori-
entierten Lohnpolitik ist aber gleichzeitig eine Förderung kapazitäts- und be-
schäftigungsfordernder Investitionen anzupeilen. Das wiederum impliziert eine
weitere Einkonunensumverteilung zugunsten der Profite und damit eine wei-
tere AushöWung der Beitragsgrundlagen zur Sozialversicherung vorherbestimmt.

Von den genannten Politikbereichen ist die Beschäftigungspolitik der einzige Be-
reich der »die Herausforderungen einer alternden Gesellschaft« nicht völlig igno-
riert. Die positive Wirkung höherer Beschäftigungsguoten, insbesondere älterer
Beschäftigter, entfaltet sich aber nur dann, wenn diesen neuen Jobs ausreichend
entlohnt sind. Der Ausbau arbeitsbezogener Sozial- und Pensionsleistungen vor
dem Hintergrund der deregulierten Arbeitsmärkte (von den zwischen 1994 und
1998 geschaffenen 4 Millionen Arbeitsplätzen waren mehr als 3 Millionen Teil-
zeitjobs) bedeutet, dass sich der Sozialschutz prekär Beschäftigter weiter verschlech-
tert. Oie von der EU geforderte Stärkung der betrieblichen und privaten Pensi-
onsvorsorge ist insbesondere fiir prekäre Jobs keine alternative Altersvorsorge. Viel-
mehr manifestiert sie einen Ausschuss an der ökonomischen und sozialrechtlichen
Teilhaben.Wüger (1996) berechnete fiir österreichische Haushalte, dass bis zur
Einkommensgruppe von 19.000 ATS die Konsumneigung größer eins ist, dass
diese Haushalte also eine negative Sparneigung haben. Eine verstärkte »Eigenver-
antwortlichkeit~( in der Altersvorsorge müsste mit einer starken Einschränkung der
Konsumausgaben einher gehen, mit all den negativen Wirkungen auf Produktion
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und Beschäftigung. Die Förderung der zweiten und dritten Säule in der Alterssi-
cherung ist ein Eingeständnis der Refommnwilligkeit - nicht der ReformLihig-
keit - der staatlichen Pensionssysteme. Verschwiegen wird auch die Tatsache, dass
eine steuerliche Förderung der Privatvorsorge den Fiskus belastet, allerdings in
einer nicht so offensichtlichen Weise sie die direkten Pensionsaufwendungen.
Würde beispielsweise nur die Hälfte der Unselbständigen in Österreich eine priv.
Altersvorsorge haben, dann müssten fihdich eine Mrd. Schilling Prämienzahlun-
gen aus dem Budget fließen. Dazu konunen noch Steuerausfalle, da es keine
Einkommenssteuer auf Zinsen in der Ansparphase und keine in der Auszahlungs-
phase gibt. Die Befreiung von der Kapitalertragssteuer bringt den österreichischen
Versicherungen, ausgehend von den Zinseinnahmen der Lebensversicherer 1997,
zusätzliche Nettozinserträge von 6,5 Mrd. Schilling (Seiler/Ud, 1999). Den Ver-
sicherungen werden fonnlich neue Kundenschichten in die Arme getrieben, und
das soll auf europäischer Ebene in Hinkunft noch verstärkt werden.

!)ie Geld-, Fiskal- und Lohnpolitik der Zukunft dienen ausschließlich dem
Ziel Europa zum wettbewerbs[;ihigsten Wirtschaftraum der Welt zu machen. Auf
dem Weg dahin, sind steigende Ausgaben fUr die Alterssicherung ein Hemmnis.
Die Kommission formulierte zwar das Ziel, dass » ... alle älteren Menschen in den
Genuss eines angemessenen Lebensstandards gelangen, arn wirtschaftlichen Wohl-
stand ihres Landes teilhaben und aktiv am öffentlichen, sozialen und kulturellen
Leben teilnehmen können« (KOM (2001) 362, S. 5), gleichzeitig sind aber die
Ausgaben für die öffentlichen Pensionssysteme in Hinkunft zu dämpfen. Die Aus-
richtung der Pensionspolitik der EU zeigt, dass ein angemessener Lebensstandard
zwar formuliert ist, es gibt aber keine explizite Konkretisierung wie dieses Ziel zu
erreichen wäre. Vielmehr ist die Politik von neo-liberalen Spamußnahmen im
Sozialbereich dominiert. Darüber hinaus fuhren die Kräfte des Wettbewerbs zu
einer Angleichung der Sozial- und Rentensysteme nach unten.

Die Fixierung der Politik auf das Wirtschaftswachstum um dem angestrebten
Ziel der Vollbeschäftigung näher zu kommen, wird ohne Rücksicht auf die öko-
nomische und soziale Lage breiter Bevölkerungsschichten verfolgt. Diese neo-
liberale Wachstumsstrategie fUhrt in Hinkunft zu einer noch stärkeren Umvertei-
lung der Einkommen zugunsten der Profite und hohen Einkommen und zu Lasten
der geringen und mittleren Einkommen und darnit auch zu Lasten jener, die von
einer Pensionsleistung leben müssen. Schon in der Vergangenheit hat die Umver-
teilung über den Arbeitsmarkt und die Sozial- sowie Steuerpolitik nachfragedämp-
fende Wirkungen gezeigt, die sich durch die neo-liberale Deregulierungs- und
Sozialpolitik in Zukunft verschärfen wird. Eine zunehmende Einkommensungleich-
heit konterkariert sondern die angestrebte Wachstumspolitik der Europäischen
Union.

Schlussfolgerungen

Die demographische Alterung der europäischen Bevölkerung wird als Argument
für epochale Umstrukturierungen in den Sozialversicherungssystemen allen voran
in den Alterssicherungssystemen herangezogen. Die in den vergangenen Jahrzehnten
verbesserte Altersversorgung wird für die Zukunft - in heiliger Allianz zwischen
EU Weltbank, IMF und der veröffentlichten Meinung - als unfinanzierbar darge-
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stellt. Die Tatsache der real steigenden Volkseinkommen bleibt dabei vergessen.
Mächtige Interessengruppen hinter der Kollaps-Kampagne verfolgen mit dem
Argument der Überalterung eine weitere Deregulierung der Arbeitsmärkte und
Privatisierung der Pensionssysteme.Die Lebensbedingungen großer Teile der Be-
völkerung, allen voran Älterer, wird innner weniger als politische Angelegenheit
wahrgenommen. Vielmehr ist die geplante Politik an der Förderung der Markt-
kräfte und der Fördenmg des privaten Kapitals orientiert. Eine Gegensteuenmg
zu dieser Politik auf europäischer Ebene ist zwar in Ansätzen vorhanden. Solange
aber die WohlEthrt der Bevölkerung nicht als ein zentrales ökonomisches Ziel
verankert wird und über das Ziel der weltweiten Wettbewerbst:ihigkeit der EU
gestellt wird, bleiben die Ansätze bloße Absichtserklärungen.

Anmerkungen

Drost, Andre; relderer, Bernhard; "Social Security as a Monopoly«, lHS, Lconomic Series, No.
101, Vienna, 200!. Kotlikotl; Laurencc; "Generational Policy«, NBER, Working Papcr 8163,2001;
http://papcrs.nber.org/papcrs.

2 Format, ::\0/2001, "Pensionen halbicrcn<l, Interview mit Weltbank-Direktor Robcre IIo17mann.
::\ fünf der 15 EU-Ländcr haben gemäß der Slabilitätsprograrnrtlc 2001 ein lludgetdefizit (ohne

UMTS-Einnahmen), die restlichen zehn Budgetüberschüsse, allen voran Irland mit +4,::1% des HIP.
4 Ausgaben berechnet nach der Methodologie des Europ,iischen Systems der Integrierten Sozial-

schutzstatistik (ESSOSS). Die Vereinheitlichung der Erfassungsmethode ist mit einer gewisscn Zeit-
verzögerung der Datenveröffentlichung verbunden (Daten t,-ir 1998 wurden 2001 veröffl,ntlicht).

5 Es wurden zwei Szenarien entwickelt, im "Lissabon-Szcnario« erfolgt eine sl,irkere Anhebung der
Lrwerbsguoten als im Starus-guo-Szenario; damit sind im "Lissaboll-Szenario« die Pensionsaufwen-
dungen mit durchschnittlich 2,8% niedriger als im Status-guo mit durchschnittlich 4,H'Y,.

6 NAIRU, Konzept von einer inflationssobilen Arbeitslosenquote. Die Inflation beschleunigt sich,
wenn die Arbeitslosenquote und das angenommene NAIRU-Niveau fällt. Inflation ist hier als
folge ZU hoher Löhne interpretiert.

7 Dieser Zusammenhang ist (,mpirisch kaum begründbar. Lohnsenkungen wenien nicht zu mehr
Beschäftigung fiihren, wenn Unternehmen eine ungenügende Nachtrage - aufgrund sinkender
Löhne oder steigender Arbeitslosigkeit - sehen.
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